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Bundesverkehrswegeplan 2030 
  

(Beschluss des Präsidiums des Deutschen Städtetages 
vom 21. September 2016  –  410. Sitzung in Bremen) 

 
 

1. Das Präsidium nimmt den am 03.08.2016 vom Bundeskabinett gebilligten Bundesver-
kehrswegeplan (BVWP) zur Kenntnis und begrüßt grundsätzlich die vom Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)  verfolgte neue Grundkonzeption, 
die darauf aufbauenden Ziele und das Aufstellungsverfahren mit der begleitenden Öf-
fentlichkeitsbeteiligung.  

 
2.  Das Präsidium hebt positiv hervor, dass durch Ortsumgehungen bebaute Bereiche ent-

lastet werden und damit die Wohn‐ und Lebensqualität verbessert werden kann. Aus‐ 
und Neubauvorhaben können außerdem städtebauliche Potenziale erschließen. Die 
„Engpassbeseitigung“ als neue Kategorie des vordringlichen Bedarfs wird unterstützt. 
Die Orientierung auf mehr Erhalt als Ausbau wird grundsätzlich als richtiges Signal 
gewertet. Dass sich der Bund im Rahmen seiner verfassungsrechtlichen Möglichkeiten 
stärker am Bau von Radschnellwegen beteiligen will, wertet das Präsidium als Erfolg. 

 
3.  Der BVWP bleibt nach Auffassung des Präsidiums jedoch hinter den Erwartungen zu-

rück, da die städtebaulichen Potentiale nur ungenügend gehoben und eine zu geringe 
Zahl städtisch relevanter Vorhaben befördert werden. Das Bewertungsverfahren be-
schränkt sich auf die Bewertung von Einzelprojekten und knüpft nicht den Zusammen-
hang mit raumordnerischen und städtebaulichen Zielen und Bezügen. Wesentliche poli-
tische Bewertungen sind nicht eingeflossen. Das Präsidium kritisiert insbesondere, dass 
die Anbindung der Städte an die Infrastruktur des Bundes kein Ziel des BVWP ist. Der 
Plan verzichtet ferner auf Elektromobilitätsziele für die Entwicklung der Schiene, be-
rücksichtigt Änderungen der Mobilität durch elektrischen Antrieb und autonomes und 
vernetztes Fahren nur ungenügend und leistet auch aus kommunaler Sicht keinen hin-
reichenden Beitrag für das Klimaschutzkonzept der Bundesregierung. Die für die Eng-
passbeseitigung auf der Schiene unverzichtbaren Bahnknoten wurden im BVWP nicht 
abschließend bewertet und mit einer Kostenschätzung hinterlegt. 
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4.  Das Präsidium vollzieht einerseits die Priorisierung auf Investitionen in den Bestand 
durchaus nach, sieht aber andererseits Mehrbelastungen auf die Bestandsnetze der ande-
ren Baulastträger zukommen und erinnert daher an die Verantwortung von Bund und 
Ländern für die verkehrswichtige Infrastruktur aller Baulastträger.  

 
5. Das Präsidium weist darauf hin, dass die Grobkostenkalkulation von Infrastrukturpro-

jekten nicht allein vom gesetzlichen Mindestmaß für Schutz- und Kompensationsmaß-
nahmen ausgehen sollte. Vielmehr sind auch unvorhergesehene Risiken und  zusätzliche 
Kosten für Kompensationsmaßnahmen mit dem Ziel eines optimalen Schutzes vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu berücksichtigen. Dies ist ein wesentlicher Faktor, 
um Infrastrukturprojekten wieder zu weiter reichender gesellschaftlicher Akzeptanz zu 
verhelfen. 

 
6.  Das Präsidium appelliert an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages, bei der an-

stehenden Umsetzung im Bundesfernstraßenausbau-, Bundesschienenwege- und Bun-
deswasserstraßenausbaugesetz die kommunalen Verkehrsbelange stärker zu berücksich-
tigen und die fehlenden Zielbestimmungen zu ergänzen. 

 


